
Warum Polen so und nicht anders handelte.

Mitte November 2021 hat die Europäische Kommission Polen
ein Angebot gemacht. Sie sei bereit, zwei Prozent der
Kosten für die Sicherung der Grenze zu Weißrussland zu
übernehmen, erwarte aber im Gegenzug, dass die EU-Gren-
zschutzagentur Frontex sich an den Asylverfahren für Mi-
granten, die versuchen aus Weißrussland nach Polen zu ge-
langen, beteiligt. Polen lehnte das ab. 

Zu groß war die Befürchtung, die Kontrolle über das Gesche-
hen an der Grenze zu verlieren und zugleich einen weiteren
Bestandteil staatlicher Souveränität an die EU abzutreten.
Und das alles, wie aus Warschau zu vernehmen war, für 6,8
Millionen Euro. Soviel macht nämlich der Anteil der von
der EU angebotenen Summe an den mit ca. 340 Millionen Euro
veranschlagten Gesamtkosten des geplanten modernen, elek-
tronisch vielfach gesicherten Grenzzauns zu Weißrussland
aus.

Geplanter Grenzzaun: 5,5 Meter hoch und mit einer Stachel-
drahtkrone versehen, alle 5 Meter ein dicker Stahlpfahl,
dazwischen 10 Zentimeter starke Stahlstaketen, modernste
Überwachungsanlagen.

MIGRANTEN-ATTACKEN. WIDERSTEHEN
UND GEWINNEN

http://www.radiodienst.pl/migranten-attacken-nicht-nachgeben-einmischung-ablehnen-gewinnen/
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Die polnische Ostgrenze ist auch die Ostgrenze der EU.
Aber nach den Verträgen, die aus polnischer Sicht von der
EU zunehmend verletzt und zuungunsten der Nationalstaaten
überinterpretiert werden, sind die einzelnen Mitgliedslän-
der für den Schutz ihrer Grenzen verantwortlich. Das geht
ganz klar aus den Artikeln 4 und 5 des Maastrichter Ver-
trages von 1992 und den Artikeln 3, 4 und 79 Abs. 5 des
Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union von
2009 hervor. Es besteht also keine Verpflichtung, so die of-
fizielle polnische Haltung, die Grenze einer EU-
-Überwachung zu unterziehen.

Die Einbindung von Frontex, der EU-Grenzschutzagentur und
womöglich noch des EASO, des EU-Büros für Asylfragen, in
die Asylverfahren an der weißrussischen Grenze, hätte, so
die Befürchtung, fatale Folgen für Polen haben können.

Von den weißrussischen Grenztruppen herangefahren und aus-
gestattet, stürmten die Migranten bis Ende November 2021
die Grenze jede Nacht in 50 bis 200 Mann zählenden Trupps
an zwei, manchmal drei voneinander entfernten Stellen.
Zuerst bewarfen sie die polnischen Grenzpatrouillen mit
Steinen und Holzteilen, dann wurde der Grenzzaun mit
Stahlscheren zerschnitten. Darüber geworfene Holzstege
sollen den Weg nach Polen bahnen, während weißrussische
Uniformierte die polnischen Posten mit Laserstrahlen und
extrem hellem Taschenlampenlicht zu blenden versuchen.
Einige Dutzend Meter tief auf polnischem Gebiet gestellt,
werden die Eindringlinge wieder an die Grenzlinie gebracht
und müssen auf weißrussisches Territorium zurückweichen.

Gibt es unter ihnen Verwundete oder Kranke, wird für sie
ärztliche Hilfe geholt. Wer nach dem Verarzten laufen
kann, muss zurück nach Weißrussland. Ist eine Person schw-
er krank oder besteht der Verdacht auf eine schwere



Erkrankung, erfolgt die Einweisung in ein polnisches
Krankenhaus.

Migrant wird ins Krankenhaus abtransportiert.

Bei den Verhören durch den polnischen Grenzschutz ergibt
sich immer wieder dasselbe Bild. Es handelt sich
zuallermeist nicht um Flüchtlinge, sondern um nicht sch-
lecht situierte junge Leute, die in spezialisierten Reisea-
genturen, für Tausende von Dollar, ein Pauschalpaket ers-
tanden haben: Flug nach Minsk und mehrtägige Unterbringung
im Hotel. Weitere Hunderte von Dollar bezahlen sie für
Taxis, die sie an die Grenze bringen. Dort treibt sie der
weißrussische Grenzschutz immer wieder zu den nächtlichen
Attacken auf die polnischen Grenzsicherungsanlagen an.
Lukaschenka hat sie geholt, er ist für ihr Wohlergehen ver-
antwortlich, so die strikte Haltung Warschaus. 

Die ausländischen Frontex-Beamten würden die Zurückweisun-
gen dieser oft sehr gewalttätigen Flüchtlinge zu verhin-
dern versuchen. Menschen, die eigentlich wegen Gewaltanwen-
dung und Sachbeschädigung strafrechtlich belangt werden
sollten, würden von Frontex und EASO dazu ermutigt Asyl in



Polen zu beantragen. Keiner von diesen Beamten jedoch wäre
für das weitere Schicksal der Asylbewerber verantwortlich.
Gemäß dem Grundsatz, der besagt, dass ein Einwanderer kei-
nen erneuten Asylantrag in einem anderen EU-Land stellen
darf, müssten die Migranten in Polen bleiben. Ein Seiten-
tor für eine Einwanderung, die Polen unbedingt unterbinden
will, wäre damit sperrangelweit geöffnet.

Vorzeigeeinsatz. Deutscher Frontex-Gastbeamter bei Passkon-
trolle an der polnischen Grenze zu Russland bei Kaliningrad
während der Fußball EM 2012, die von Polen und der Ukraine aus-
gerichtet wurde.

Die vermeintlichen Asylanten, die angeblich Schutz in
Polen suchen, wären zudem nicht im Geringsten daran in-
teressiert in Polen zu bleiben. Das könnte zu weiteren
Problemen, dieses Mal an der polnisch-deutschen Grenze
führen. Aus Litauen, das etwa viertausend der Lukaschenka
Import-Asylanten im Juli und August 2021 aufgenommen hat,
sind inzwischen die meisten nach Deutschland geflohen.

Sollten die durch die Frontex-Asylverfahren nach Polen
hereingelassenen Migranten ebenfalls in größerem Umfang
nach Deutschland weiterziehen, wäre es nicht auszusch-



ließen, dass Berlin das Schengen-Abkommen an der pol-
nischen Westgrenze aussetzen würde. Also ist es aus der
Sicht der Warschauer Behörden besser, an der derzeitigen
Strategie einer klaren Abweisung von illegalen Grenzüber-
querern festzuhalten und die Kontrolle über die weißrus-
sische Grenze unter keinen Umständen aufzugeben.

Polen weiß sich zu helfen

Zudem ist Frontex, das seine Zentrale in Warschau hat, an-
ders als von manchen Medien suggeriert, keine Superein-
heit, die Kommandotruppen einsetzen könnte, die die
Weißrussen zur Flucht nach Minsk und die Einwanderer zur
Rückkehr nach Afghanistan, Syrien und in den Irak bewegen
würde. Vielmehr handelt es sich um eine Agentur mit 1.300
Schreibtisch-Beamten, deren Hauptaufgabe darin besteht,
die Grenzpolitik zu koordinieren, Informationen auszu-
tauschen und zu analysieren, und in Notfällen Hilfe zu or-
ganisieren.

Übrigens hat sich Frontex-Chef Fabrice Leggeri am 4. Okto-
ber 2021 vor Ort ein Bild von der Lage an der pol-
nisch-weißrussischen Grenze gemacht.

Frontex-Chef Leggeri (mit Schal) an der Grenze.



„Fabrice Leggeri verschaffte sich einen Überblick über die
Aktivitäten des Grenzschutzes und zeigte sich beeindruckt
von den Maßnahmen, die zur angemessenen Sicherung der
Grenze getroffen wurden. Er dankte Polen für die Zusamme-
narbeit mit Frontex seit Beginn der Krise, für den ständi-
gen Informationsaustausch und die Bereitstellung von An-
gaben über die Situation am polnischen Abschnitt der EU-
-Außengrenze“, hieß es nach dem Besuch im offiziellen Kom-
muniqué.

Frontex verfügt über keine eigenen Grenzbeamten. Als Li-
tauen, das sich als erstes Land der Invasion von
Lukaschenka-Migranten stellen musste, im Sommer 2021 Hilfe
anforderte, bat Frontex Polen darum, 50 Grenzschutzbeamte
und Polizisten sowie einen Hubschrauber nach Litauen zu
entsenden. Polen kam diesem Ersuchen nach. Polnische Gren-
zschutzbeamte versehen außerdem ihren Dienst bei der
Bekämpfung der illegalen Einwanderung in Slowenien, Maze-
donien und Süditalien.

August 2021. Innenminister Mariusz Kamiński verabschiedet pol-
nische Polizisten vor ihrem Frontex-Grenzeinsatz in Litauen.

Frontex könnte also nur andere Mitgliedsstaaten bitten,



ihre eigenen Grenzbeamten zu schicken, um Polen zu helfen.
Polen aber hat derzeit 16.000 eigene Grenzschutzbeamte,
Polizisten und Soldaten an seiner gut 400 Kilometer langen
Grenze zu Weißrussland stationiert und kann diese Zahl im
Bedarfsfall erheblich erhöhen. Was könnten da einige
Dutzend Beamte aus anderen EU-Ländern, die man unterbrin-
gen, verpflegen und durch Dolmetscher unterstützen müsste
Weiteres ausrichten, außer zusehen und Polen daran hindern
die Eindringlinge zurückzuschicken?

Politische Ziele im Schatten der Krise

Die Forderungen, Frontex soll an der polnisch-weißrus-
sischen Grenze aktiv werden, waren jedoch nicht auf mangel-
ndes Wissen zurückzuführen. Aus der Sicht der Warschauer
Behörden war die Sache klar. Die der jetzigen polnischen
Regierung feindlich gesinnten EU-Bürokraten, aber auch ähn-
lich eingestellte westliche Medien, Aktivisten und die „to-
tale“, wie sie sich selbst nennt, Opposition in Polen
selbst, wollten damit zwei Fliegen mit einer Klappe schla-
gen.

Zum einen sollte bewiesen werden, dass das Warschauer
„Regime“ mit der Situation alleine nicht zurechtkommt und
auf die Hilfe der EU zurückgreifen muss. Folglich sollte
die Regierung sich auch in anderen Forderungen der EU beu-
gen. Andererseits setzte die polnische „totale“ Opposition
darauf, dass es dank Frontex und EASO möglich sein würde,
die Lukaschenka-Migranten nach Polen hineinzulassen.

Der weißrussische Diktator würde schnell weitere Kontin-
gente „anliefern“. Die „Vorräte“ im Nahen und Mittleren Os-
ten, in Afrika sind geradezu unerschöpflich. Und wenn man
erst einigen Tausend Einlass gewährt hätte, dann gäbe es
keinen Grund „unmenschlich“ zu sein und die Einreise von



weiteren Zehn- und Hunderttausenden zu verwehren. Ein gold-
enes Geschäft für Lukaschenka.

Hinzu kämen Unmut und Chaos, die in Polen ausbrechen wür-
den, so die offen zum Ausdruck gebrachte Hoffnung der pol-
nischen „totalen“ Opposition. Dies könnte ihr endlich den
Weg zur Macht freimachen. Wen wundert es, dass in Anbe-
tracht solcher Aussichten die jetzigen polnischen Regieren-
den den einzigen Ausweg darin sahen, hart zu bleiben und
nicht um einen Zentimeter Lukaschenkas Erpressung
nachzugeben.

Mediale Inszenierungen, seriöser Journalismus hat das Nach-
sehen

Aus derselben Ecke kamen immer wieder die lautstarken
Forderungen, dass die Medien an die Grenze zurückkehren
sollen, um die „Wahrheit“ über die Vorgänge dort her-
auszufinden. Drei Monate lang, vom 2. September 2021 an,
war ein drei Kilometer breiter Streifen auf der polnischen
Seite der Grenze eine für Fremde unzugängliche Sperrzone,
wo das Ausnahmerecht galt.

Pressezentrum der Grenzpolizei in Popławce.



Seit Anfang Dezember 2021 gelten, da das Ausnahmerecht
nicht mehr verlängert werden konnte, dort besondere, geord-
nete Zugangsregeln für die Medien . Im Dorf Popławce un-
weit der Achtzehntausend-Einwohner-Kreisstadt Sokółka, im
nördlichen Abschnitt der polnisch-weißrussischen Grenze,
hat der polnische Grenzschutz ein Pressezentrum ein-
gerichtet. Journalisten müssen sich dort akkreditieren,
werden über die Gefahren belehrt und können sich in der
drei Kilometer breiten Zone nur in Begleitung eines Gren-
zschutzbeamten bewegen, wie es in fast allen Frontgebieten
der Welt üblich ist.

August 2021. Medieninszenierung.
Oppositionspolitiker Piotr
Ikonowicz ruft Grenzschutzbeamte
zum Ungehorsam auf.

Die Errichtung der Sperrzone war nach mehreren Wochen
unguter Erfahrungen mit Medien und sogenannten Aktivisten
erfolgt. Letztere behinderten massiv die Arbeit des Gren-
zschutzes und scheuten sich nicht, die gerade errichteten
Grenzsicherungsanlagen zu zerstören. Immer wieder versucht-
en sie die Grenzlinie zu durchbrechen, um die auf weißrus-
sischem Territorium kampierenden Migranten, für die



Lukaschenka zuständig war, zu versorgen. Angesichts der
angespannten Lage und der massiven bewaffneten Präsenz von
Sicherheitskräften auf beiden Seiten, hätten solche Ak-
tivisten-Aktionen schnell zu schweren Zwischenfällen
führen können.

Medieninszenierung. August 2021. Stellv. Vorsitzende des Se-
nats von der Opposition, Gabriela Morawska-Stanecka versucht
eine Grenzpolizeikette zu durchbrechen, um zu den Migranten
auf der weißrussischen Seite der Grenze vorzudringen.

Nebenbei bemerkt haben polnische Behörden drei Mal Hilf-
skonvois mit Verpflegung, Decken, Medikamenten für die Mi-
granten losgeschickt. Alle wurden an weißrussischen Gren-
zübergängen abgewiesen.



Medieninszenierung. August 2021. Aktivisten zerstören die
neuerrichteten Grenzschutzanlagen.

Die meisten Aktivisten-Auftritte an der Grenze waren medi-
enwirksam inszeniert. Es ging darum künstlich Fakten zu
schaffen, Emotionen zu schüren, die Abwehrmaßnahmen aussch-
ließlich in ein schlechtes Licht zu rücken, Gren-
zschutzbeamte, Polizisten, Soldaten psychisch zu zermür-
ben, kurzum dem Warschauer „Regime“ so viele Ohrfeigen wie
möglich zu verpassen. An eine ausgewogene Berichterstat-
tung war nicht zu denken.



Es wäre anders, wenn die meisten Medien in Polen, aber
auch im Ausland, sich nicht so sehr von der Logik der „to-
talen“ Kriegsführung gegen die ungeliebte Regierung in
Warschau leiten ließen. Ihre uneingeschränkte Anwesenheit
an einer Grenze, die zur Front eines hybriden Krieges ge-
worden ist, musste, wie es unter Kriegsbedingungen üblich
ist, eingeschränkt werden.

Wenn einige Medien ihre eigene Regierung als den Haupt-
feind betrachten, so offizielle Stellen in Warschau, unter-
stützen sie zwangsläufig, wenn auch nicht unbedingt ab-
sichtlich, den weißrussischen Diktator und seinen Gönner
im Kreml in ihrem Kampf gegen Polen. Lukaschenka wusste
das geschickt zu nutzen. Seriöser Journalismus hatte unter
diesen Umständen leider das Nachsehen.

Was die Spanier dürfen, dürfen die Polen nicht

Die Europäische Kommission wollte Frontex nutzen, um ihre
Befugnisse zu erweitern. Diesmal ging es um die Grenzen
der Mitgliedsstaaten und ihre Asylpolitik. Sollte das
gelingen, würde Polen, so die Befürchtungen in Warschau,
wahrscheinlich bald von Einwanderern via Weißrussland über-
schwemmt werden, aus denen die reicheren Länder mittels
der Umverteilung diejenigen aussieben würden, die ihre Ar-
beitsmärkte brauchen könnten.

Die zurückbleibende Mehrheit würde sich in Lagern auf pol-
nischem Gebiet aufhalten und ständig versuchen, aus diesen
zu entkommen. Die Verantwortung für ihre Flucht trüge
Polen und müsste die Migranten nach einer Abschiebung aus
Deutschland erneut aufnehmen. Mit welcher Begründung soll-
ten polnische Behörden jemanden mit Gewalt im Land festhal-
ten? Das ist nicht bekannt.



Auf diese Weise hätte die Europäische Union Polen so etwas
wie die 2015 geplante und glücklicherweise blockierte
Umverteilung von Migranten beschert. Damals ging es darum,
dass Polen und die anderen Länder Ostmitteleuropas einen
Teil von den Hunderttausenden Afghanen, Arabern, Kurden
und Afrikanern, die Deutschland zu sich eingeladen hatte
und die ausschließlich nach Deutschland wollten, überneh-
men sollten.

Der Verdacht hinsichtlich der Absichten der Europäischen
Kommission ist insofern berechtigt, weil EU-Institutionen,
wie man mehr als einmal gesehen hat, unterschiedliche Stan-
dards für verschiedene Länder anwenden. Dies gilt auch für
Fragen der Pushbacks, d. h. der Zurückdrängung von ille-
galen Einwanderern, die die Grenze überschritten haben.

Es ist allgemein anerkannt, dass einem Einwanderer, der il-
legal in das Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats der Union
eingereist ist, Asyl gewährt werden sollte, wenn er darum
bittet. Das Problem ist, dass die Lukaschenka-Einwanderer,
die Polens Grenzen im Osten stürmen, dort nicht um Asyl
bitten, weil sie das in ihrem Wunschland Deutschland,
Frankreich oder Schweden beantragen wollen. Deswegen wer-
den sie von polnischen Beamten zurückgeschickt.

Die EU wollte jedoch ursprünglich, dass sie nicht zurück-
geschickt, sondern in Polen aufgenommen werden, und hier-
bei wäre die Anwesenheit von Frontex eine wirksame Hilfe.
Warschau hielt dagegen, dass dieselbe EU keine Skrupel
hatte, als afrikanische Eindringlinge die spanischen En-
klaven Ceuta und Melilla an der marokkanischen Küste
stürmten. Dort war das Zurückdrängen erlaubt. Aber Spanien
wird schließlich von der Linken regiert, der die EU-Kommis-
sion sehr wohlgesonnen ist, so die offiziellen Kommentare
in Warschau. 



Über polnische Köpfe hinweg

Die Versuche von Frau Merkel und Präsident Macron über pol-
nische Köpfe hinweg mit Lukaschenka und Putin zu verhan-
deln, waren, aus Warschauer Sicht nur ein weiterer Beleg
dafür, dass die Spitzenpolitiker der EU Polen und die an-
deren Länder der Region nicht wie gleichwertige Partner be-
handeln. Nur zu gerne, und das zur Freude der polnischen
„totalen“ Opposition, würden sie auch die Sicherheits- und
Ausländerpolitik Polens und des Baltikums in ihre Hände
nehmen.

Lukaschenka, der seit den gefälschten Präsi-
dentschaftswahlen vom 9. August 2020 vom Westen boykot-
tiert wird, hat nur auf eine solche Gelegenheit gewartet.
Unmittelbar nach seinem Gespräch mit Frau Merkel nahm der
Druck auf die polnische Grenze weiter zu. Migranten wurden
von weißrussischen Beamten angestachelt einen Angriff auf
den polnischen Grenzübergang in Kuźnica zu unternehmen.
Zur Verteidigung setzten die Polen Wasserwerfer ein. Neun
polnische Polizisten wurden verletzt, einer von ihnen er-
litt einen Schädelbruch.

November 2021. Lukaschenka-Migranten stürmen den Grenzübergang
Kużnica.



Das war nicht die Art von Unterstützung oder International-
isierung des Konflikts, die sich das offizielle Polen wün-
schte. Diese Herangehensweise hatte ihren Ursprung in der
von den Medien und linken Politikern immer wieder vorge-
brachten Behauptung, an der polnisch-weißrussischen Grenze
handele es sich um eine „humanitäre Krise“. In Wirk-
lichkeit war es von Anfang an eine handfeste internatio-
nale politische Krise in Form eines gegen Polen zynisch
geführten hybriden Angriffskrieges.

Deswegen startete Warschau eine diplomatische Blitzoffen-
sive. Vom 21. November 2021 an besuchte Regierungschef Ma-
teusz Morawiecki innerhalb einer Woche, zu Spitzenge-
sprächen, Tallinn, Riga, Vilnius, Budapest (Treffen mit
den Visegrád-Ministerpräsidenten Ungarns, Tschechiens und
der Slowakei), Zagreb, Paris, Ljubljana, Berlin und Lon-
don. Staatspräsident Andrzej Duda traf sich in dieser Zeit
mit den Staatspräsidenten Deutschlands, der Ukraine und
mit Nato-Generalsekretär Jens Stoltenberg.

Auf polnischen Druck musste sich sogar Frau Merkel in Sachen
Lukaschenka-Migranten solidarisch mit Polen zeigen. Mit Minister-
präsident Mateusz Morawiecki in Berlin am 25.11.2021.

Es gelang eine Wende herbeizuführen. Überall, sogar in Ber-
lin aus dem Munde von Frau Merkel, flossen Worte der Unter-



stützung und Solidarität mit der polnischen Haltung und
der Ablehnung für Lukaschenkas Vorgehen. Eine EU-Einheits-
front entstand, aus der, wie es scheint, keiner so leicht
ausbrechen kann und will. Selbst Deutschland hat es
abgelehnt die Lukaschenka-Migranten aufzunehmen. Die etwas
späte Einsicht in die Notwendigkeit der Erpressung zu
widerstehen hat sich auf polnisches Betreiben hin durchge-
setzt. Für wie lange?
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